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I. Überblick

Einrichtungen der öffentlichen Hand halten ein breites Spektrum von Daten
aus zahlreichen Bereichen wie Politik, Wirtschaft, Bildung und Recht bis hin
zu Geografie, Umwelt und Klima. Daher wurde sowohl auf europäischer wie
auch auf nationaler Ebene das Ziel postuliert, dass diese Daten, die oftmals
mithilfe öffentlicher Mittel erfasst oder erstellt wurden, zur Förderung des
Gemeinwohls für die weitere Nutzung durch öffentliche Stellen und Private
zur Verfügung gestellt werden sollen. Dies gilt nicht nur für Forschungsdaten,
auf die in einem anderen Beitrag gesondert eingegangen wird, sondern auch
für alle anderen Daten, die von der öffentlichen Hand erhoben, erstellt oder
verarbeitet werden. Dabei wird der Begriff der Daten denkbar weit ausgelegt,
beziehen sich also nicht nur auf Datenpunkte. Vielmehr umfasst der Begriff
der Daten nach der Definition in Art. 2 Nr. 1 DGA1 jede digitale Darstellung von
Handlungen, Tatsachen oder Informationen sowie jede Zusammenstellung
solcher Handlungen, Tatsachen oder Informationen, auch in Form von Ton-,
Bild- oder audiovisuellem Material, knüpft also an die syntaktische Darstel-
lung von Informationen an.2

Dementsprechend ist in den letzten Jahren und Jahrzehnten ein Regelungs-
rahmen entstanden, der die Weiterverwendung von Daten fördern soll. Dieser
sieht zwar keine generelle Verpflichtung zur Veröffentlichung der von öf-
fentlichen Stellen gehaltenen Daten vor, was auch angesichts entgegenste-
hender Rechtspositionen etwa aus dem Datenschutz- und Immaterialgüter-
recht sowie dem Schutz der Geschäftsgeheimnisse nicht so ohne weiteres
möglich wäre. Die rechtlichen Vorgaben beinhalten spezifische Bereitstel-
lungspflichten und Zugangsansprüche. Zudem wird angestrebt, die Bereit-
stellung von Daten durch geeignete Rahmenbedingungen zu fördern. Beispiele
für gesetzliche Zugangsansprüche sind die Informationsfreiheitsgesetze des
Bundes und der Länder,3 für gesetzliche Bereitstellungspflichten im Hinblick
auf Bundesbehörden § 12a EGovG.4

1 Verordnung (EU) 2022/868 vom 30.05.2022 über europäische Daten-Governance und zur
Änderung der Verordnung (EU) 2018/1724 (Daten-Governance-Rechtsakt), ABl L 152 vom
03.06.2022, 1.

2 Siehe dazu Louisa Specht/Moritz Hennemann, DGA, Art. 2 Rn. 33, auch zum teilweise
abweichenden Begriffsverständnis z. B. in der DSGVO.

3 Für weitere Beispiele siehe Heiko Richter, DNG, § 2 Rn. 30 ff.
4 Für weitere Beispiele siehe Heiko Richter, DNG, § 2 Rn. 103 ff.
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Ergänzt werden diese Regelungen durch das DNG, das der Umsetzung der 2019
neugefassten Open-Data-RL5 dient, allerdings Daten nicht erfasst, deren
Nutzung z.B. durch das geistige Eigentum Dritter oder datenschutzrechtliche
Vorgaben eingeschränkt wird (Art. 1 Abs. 2 c), d), h) OD-PSI-RL, § 2 Abs. 3 Nr. 1
DNG), sowie den seit dem 24.09.2023 (Art. 38 S. 2 DGA) als Verordnung
unmittelbar anwendbaren Data Governance Act (DGA). Weder das DNG (§ 1
Abs. 2) noch der DGA schaffen neue gesetzliche Zugangsansprüche und
Bereitstellungspflichten. Vielmehr regeln sie die Weiterverwendung der auf
Grundlage anderer Regelungen zugänglich gemachten Daten.6 Art. 5 Abs. 2
Open-Data-RL/§ 1 Abs. 1 DNG postulieren den Grundsatz der offenen Daten:
Daten sollen, soweit möglich, nach dem Grundsatz „konzeptionell und stan-
dardmäßig offen“ erstellt werden. Ein offenes Format ist ein Dateiformat, das
nichtproprietär und plattformunabhängig ist und der Öffentlichkeit ohne
Einschränkungen, die der Nutzung von Daten hinderlich wären, zugänglich
gemacht wird (§ 3 Nr. 6 DNG). § 4 Abs. 1 DNG normiert den Grundsatz der
uneingeschränkten Nutzung von Daten für jeden kommerziellen oder nicht-
kommerziellen Zweck und beendet damit die früher im deutschen Recht
geführte Diskussion, ob ein Anspruch auf Zugang zu Daten der öffentlichen
Hand auch mit dem Recht zur Nutzung dieser Daten für beliebige Zwecke
einhergeht.7

DNG und DGA setzen zudem weitere Rahmenbedingungen für die Weiter-
verwendung der Daten: So werden Regelungen zu von öffentlichen Stellen
erhobenen Gebühren vorgegeben (Art. 6 DGA bzw. §§ 10– 12 DNG) und der
Abschluss von Ausschließlichkeitsvereinbarungen untersagt (Art. 4 DGA bzw.
§ 6 DNG). Zudem bestimmt § 4 Abs. 3 DNG, dass „Nutzungsbedingungen
(Lizenzen) (…) zulässig (sind), soweit sie objektiv, verhältnismäßig, nicht-
diskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel
gerechtfertigt sind“ und dass öffentliche Stellen nach Möglichkeit offene
Lizenzen verwenden sollen (siehe auch Erw. 44 Open-Data-RL). Weitere
Vorgaben, wie das Rechtsverhältnis zwischen der datengebenden öffentlichen
Stelle und dem Datennutzer konkret ausgestaltet sein soll, ergeben sich aus
dem DNG und dem DGA allerdings nicht.

5 RL 2019/1024 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öf-
fentlichen Sektors, ABl. L 171 vom 26.06.2019, 56.

6 Zu DNG Heiko Richter, DNG, § 1 Rn. 10, zu DGA Anne Lauber-Rönsberg/Philipp Becker RuZ
2023, 30 (32).

7 Hierzu ausführlich und mit weiteren Nachweisen Heiko Richter, DNG, § 2 Rn. 14 ff.
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II. Rechtsverhältnis zwischen öffentlicher Stelle und
Datennutzer

Dies wirft die Frage auf, welche rechtlichen Konzepte für die Ausgestaltung
des Rechtsverhältnisses in Betracht kommen und welche Anforderungen im
Hinblick auf die zu regelnden Inhalte zu stellen sind.

1. Festlegung der Nutzungsbedingungen

Im deutschen Recht haben sich unterschiedliche rechtliche Konzepte für die
Ausgestaltung des Rechtsverhältnisses zwischen öffentlicher Stelle und
Datennutzer herausgebildet. Eine mögliche Variante besteht darin, dass die
Nutzungsbedingungen unmittelbar durch Rechtsverordnung oder ähnliche
Rechtsakte festgelegt werden.8 Eine andere rechtliche Ausgestaltung ist der
Abschluss einer vertraglichen Vereinbarung zwischen Datengeber und
Datennehmer. Beispiele hierfür sind die Creative Commons-Lizenzen. Die
Einordnung der Datenlizenz Deutschland9 wirft hingegen Fragen auf, da
unklar ist, ob es sich hierbei um eine dem Privatrecht zuzuordnende ver-
tragliche Vereinbarung zwischen der öffentlichen Stelle und dem Datennutzer
im Sinne der zweitgenannten Variante oder um öffentlich-rechtliche Nut-
zungsbestimmungen kraft Widmung und damit um die dritte mögliche
Ausgestaltungsform handelt.10

Soweit die Nutzungsbedingungen nicht unmittelbar durch eine Rechtsver-
ordnung wie die GeoNutzV festgelegt werden, obliegt die Entscheidung über

8 So z. B. die Geodatennutzungsverordnung (GeoNutzV) auf Grundlage von § 14 Nr. 2 iVm
§ 11 Abs. 3 Geodatenzugangsgesetz, die Verordnungsermächtigung in § 12a Abs. 12 EGovG,
von der das BMI allerdings keinen Gebrauch gemacht hat. Siehe auch Art. 14 Open-Data-
RL mit der Ermächtigung der Kommission, in Durchführungsrechtsakten die Modalitäten
der Veröffentlichung und Weiterverwendung hochwertiger Datensätze festzulegen; diese
hat dann in der Durchführungsverordnung 2023/138 vom 21.12.2022 zur Festlegung
bestimmter hochwertiger Datensätze und der Modalitäten ihrer Veröffentlichung und
Weiterverwendung in Art. 4 Abs. 2 vorgegeben, dass die CC0, die CC BY 4.0 oder eine
gleichwertige oder weniger einschränkende offene Lizenz genutzt werden sollen.

9 https://perma.cc/X2WF-F33G.
10 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 39 f.

sowie umfassend Sönke E. Schulz in der im Auftrag des BMI erstellten Studie Jens
Klessmann/Philipp Denker/Ina Schieferdecker/Sönke E. Schulz, Open Government Data
Deutschland, S. 4 f., 87 f., 112 ff.
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die Ausgestaltung des konkreten Rechtsverhältnisses der öffentlichen Stelle.11

Seitens des Kompetenzzentrums Open Data im Bundesverwaltungsamt wird
primär die Nutzung der Datenlizenz Deutschland 2.0 empfohlen, da dieses
Lizenzmodell eine freie Weiterverwendung der Daten ermögliche, speziell auf
den deutschen Rechtsraum abgestimmt sei und damit die nötige Rechtssi-
cherheit sowohl auf Seiten der Nutzenden als auch bei den Bereitstellenden
schaffe.12 Allerdings werden auch die Creative Commons-Lizenzen als
grundsätzlich geeignete Open Data Lizenz angesehen.13

Die Europäische Kommission empfiehlt in ihren Leitlinien für empfohlene
Standardlizenzen aus dem Jahr 2014 hingegen die Nutzung der Creative
Commons-Lizenzen 4.0, insbesondere die Public Domain Dedication CC0.
Auch in anderen Staaten wie den USA werden die CC-Lizenzen als für die
Veröffentlichung von Verwaltungsdaten am häufigsten genutzte Open Con-
tent Lizenz empfohlen.14

Allerdings zeigt sie sich auch für die Entwicklung einer geeigneten eigenen
nationalen offenen Lizenz offen.15 Welche Ausgestaltung sinnvoll ist, hängt
insbesondere davon ab, welche Anforderungen an die Nutzungsbedingungen
zu stellen sind und welche Inhalte konkret zu regeln sind.

2. Anforderungen an Lizenzmodelle

Das DNG enthält den Regelungsauftrag, dass Daten nach dem Grundsatz
„konzeptionell und standardmäßig offen“ erstellt werden (§ 1 Abs. 1 DNG) und
dass öffentliche Stellen nach Möglichkeit offene Lizenzen verwenden sollen
(§ 4 Abs. 3 Satz 2 DNG/Art. 8 Abs. 2 Open Data-RL). Nach dem RegE sind
hierunter „offene Lizenzen in Form von standardisierten öffentlichen Lizen-
zen“ zu verstehen, „die online erteilt werden, auf offenen Datenformaten

11 Jens Klessmann/Philipp Denker/Ina Schieferdecker/Sönke E. Schulz, in: Klessmann/Denker/
Schieferdecker/Schulz, Open Government Data Deutschland, S. 120; Heiko Richter, DNG,
§ 4 Rn. 241.

12 Bundesverwaltungsamt, Open Data Handbuch, S. 54, das allerdings selbst unter der
Lizenz CC BY steht; ebenso Bundesverwaltungsamt, Anforderung an die Daten, S. 9.

13 Bundesverwaltungsamt, Anforderung an die Daten, S. 8; ebenso Bundesverwaltungsamt,
Prüfschema zur Bewertung von Open Data, S. 6 (4. Prüfungsschritt).

14 Federal Open Licensing Playbook, S. 6, abrufbar unter: https://perma.cc/VKK7-BJ8S.
15 Bekanntmachung der Kommission: Leitlinien für empfohlene Standardlizenzen, Daten-

sätze und Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten, 2014/C 240/01, ABl. C
240 vom 24.07.2014, 1 unter 2.2.
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beruhen und es ermöglichen, dass jede Person Daten und Inhalte zu jedem
Zweck frei abrufen, verwenden, verändern und weitergeben kann“.16 Zudem
lassen sich den Leitlinien der Kommission für empfohlene Standardlizenzen
weitere Empfehlungen zur konkreten Ausgestaltung entnehmen.17

Das Rechtsverhältnis zwischen Datengeber und Datennehmer sollte so aus-
gestaltet sein, dass der Zweck der möglichst ungehinderten Weiterverwen-
dung der Daten erreicht wird. Nach den Leitlinien der Kommission sollte der
Lizenzgeber hierfür nach Möglichkeit weltweite, unbefristete, lizenzgebüh-
renfreie und unwiderrufliche, nicht-ausschließliche Nutzungsrechte gewähren
und, um Interoperabilitätsprobleme bei der Kombination mit anderen
Lizenzmodellen zu vermeiden, allgemeine Formulierungen anstelle von
detaillierten Listen mit Nutzungsformen und -rechten vorsehen.18 Ermöglicht
werden sollte auch eine Nutzung im Rahmen grenzüberschreitender Sach-
verhalte – insbesondere, da das Ziel der Open Data-RL nach Erw. 3 gerade
auch darin besteht, Hemmnisse zu beseitigen, die einer breiten Weiterver-
wendung von öffentlichen und öffentlich finanzierten Informationen in der
gesamten Union im Wege stehen.

Des Weiteren sollten die zur Verfügung stehenden Lizenzmodelle im Interesse
von Datengeber und -nehmer Rechtssicherheit bieten und leicht verständlich
sein. Dies wird durch einen hohen Verbreitungsgrad und Standardisierung
gefördert, da eine Standardisierung der genutzten Lizenzmodelle zu der grö-
ßeren Bekanntheit der Vertragsmodalitäten beiträgt und auf diese Weise
Transaktionskosten senkt.19 Zudem ergeben sich bei einer weiten Verbreitung
seltener Fragen der Kompatibilität der verwendeten Lizenzmodelle mit
anderen Lizenzmodellen. Um mit den Vorgaben des deutschen Urheberrechts
zu den im Kern nicht disponiblen urheberpersönlichkeitsrechtlichen Befug-
nisse des Urhebers20 vereinbar zu sein, sollten die Lizenzmodelle trotz aller
Bemühungen um Standardisierung eine hinreichende Flexibilität zugunsten

16 RegE BT-Drs. 19/27442, 39.
17 Bekanntmachung der Kommission: Leitlinien für empfohlene Standardlizenzen, Daten-

sätze und Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten, 2014/C 240/01, ABl. C
240 vom 24.07.2014, 1 unter 2.3.

18 Bekanntmachung der Kommission: Leitlinien für empfohlene Standardlizenzen, Daten-
sätze und Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten, 2014/C 240/01, ABl. C
240 vom 24.07.2014, 1 unter 2.3.1.

19 Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/Dirk von Suchodoletz, Offene
Lizenzen für Forschungsdaten, S. 10.

20 Gernot Schulze in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 13 Rn. 24.
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des Datengebers vorsehen, um dessen Präferenzen hinsichtlich einer
Namensnennung gerecht zu werden.

Und schließlich ist zu differenzieren, ob das Lizenzmodell für die Daten, die
Inhalt der Lizenzvereinbarung sind, passend ist. So ergaben sich z. B.
Unklarheiten unter den Creative Commons-Lizenzen 3.0, da diese das
Datenbankherstellerrecht nicht explizit erwähnten, was sich nun unter der
aktuellen Version 4.0 geändert hat.21

Ein weiteres wichtiges Differenzierungskriterium ist, ob es sich um gemein-
freie Inhalte oder um Inhalte handelt, an denen Urheber- oder Leistungs-
schutzrechte bestehen. Ein rechtlicher Schutz kommt z.B. in Betracht, wenn
es um Werke wie Texte, Bild-, Film- oder Tonaufnahmen geht, die die
Anforderungen des § 2 Abs. 2 UrhG erfüllen, oder um durch Leistungs-
schutzrechte nach §§ 70 ff. UrhG geschützte Gegenstände.

Handelt es sich hingegen um Inhalte, an denen keine Urheberrechte der öf-
fentlichen Stelle oder anderer Personen bestehen, dann ist die Einräumung
von Nutzungsrechten genau genommen nicht erforderlich. Dies gilt z. B. für
bloße Datenpunkte, die einem urheberrechtlichen Schutz nicht zugänglich
sind, ebenso wie für amtliche Werke gemäß § 5 UrhG und Werke, deren
Urheberrechtsschutz nach § 64 Abs. 1 UrhG 70 Jahre p.m.a. abgelaufen ist.
Zudem gibt nunmehr Art. 5 (7) DGA vor, dass sich öffentliche Stellen nicht
mehr auf das Datenbankherstellerrecht nach Art. 7 (1) 1 Datenbank-RL 96/922

berufen können, um dadurch die Weiterverwendung von Daten zu verhindern
oder diese Weiterverwendung über die im DGA festgelegten Beschränkungen
hinaus einzuschränken.23 In all diesen Fällen ist die Einräumung von Nut-
zungsrechten aufgrund der Gemeinfreiheit der Werke für die Weiterverwen-
dung der Daten nicht notwendig. Vielmehr würde die bloße Bereitstellung der
Daten für den Datennutzer genügen. Allerdings ist es auch in einem solchen
Fall sinnvoll, dass der Datengeber explizit auf die Gemeinfreiheit der Daten

21 Siehe Einl Rn. 46 ff.
22 Richtlinie 96/9/EG vom 11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken, ABl.

L 77 vom 27.03.1996, 20. Allerdings umfasst diese Regelung entgegen Louisa Specht-
Riemenschneider in Specht/Hennemann, DGA, Art. 5 Rn. 76 nicht etwaige Urheberrechte
an Datenbankwerken nach Art. 4 Datenbank-RL/§ 4 Abs. 2 UrhG.

23 Siehe zu der Frage, ob öffentliche Stellen selbst Inhaber von Datenbankherstellerrechten
sein können, verneinend Heiko Richter ZD 2022, 3 (7) unter Verweis auf EuGH GRUR 2021,
1075 – CV-Online/Melons, bejahend Anne Lauber-Rönsberg/Philipp Becker RuZ 2023, 30
(32 f.).
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aufmerksam macht.24 Hierfür empfiehlt die Europäische Kommission in ihren
Leitlinien für Standardlizenzen z.B. die von Creative Commons zur Verfügung
gestellte Public Domain Mark.25 Diese begründet keine vertragliche Verein-
barung, sondern dient lediglich um einen Hinweis drauf, dass an dem
betreffenden Inhalt nach Auffassung des Datengebers weder Urheber- noch
Leistungsschutzrechte bestehen.26

Zwar ist es grundsätzlich auch möglich, Nutzungsvereinbarungen in Bezug auf
gemeinfreie Inhalte zu schließen, die dann allerdings nur schuldrechtlich
wirken.27 Eine unzulässige Schutzrechtsberühmung bzw. ein Copyfraud läge
darin nur, wenn unzutreffend und irreführend das Bestehen eines Aus-
schließlichkeitsrechts vorgetäuscht wird, was wohl eher nicht in Betracht
kommen dürfte. Allerdings führt die Lizenzierung gemeinfreier Inhalte dazu,
dass die aus urheberrechtlicher Perspektive gegebene Freiheit der Benutzung
ggf. durch vertragliche Verpflichtungen, z. B. zur Namensnennung, einge-
schränkt wird. Aber auch ohne dass fälschlicherweise das Bestehen eines
Ausschließlichkeitsrechts vorgetäuscht wird, können solche einschränkenden
Nutzungsbestimmungen problematisch sein, wenn sie den gesetzlichen
Wertungen widersprechen, z. B. die Nutzung amtlicher Werke nach § 5 Abs. 1
UrhG aus rein fiskalischen Gründen einschränken.28 Zudem können die
Lizenzbedingungen auch eine faktische Wirkung entfalten.29 Damit wider-
spricht der Abschluss von Lizenzvereinbarungen, die dem Datennehmer
vertragliche Pflichten auferlegen, im Falle von gemeinfreien Inhalten in der

24 So die Europäische Kommission in Punkt 2.1 ihrer Bekanntmachung von Leitlinien für
empfohlene Standardlizenzen, Datensätze und Gebühren für die Weiterverwendung von
Dokumenten (2014/C 240/01), ABl. C 240 vom 24.07.2014, 1 (2).

25 https://creativecommons.org/publicdomain/mark/1.0/.
26 Till Kreutzer, Open Content, S. 34; Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen

durch die öffentliche Hand, S. 17.
27 Andreas Wiebe, Open Data in Deutschland und Europa, 2020, S. 25.
28 Sönke E. Schulz, in: Klessmann/Denker/Schieferdecker/Schulz, Open Government Data

Deutschland, S. 119. Zudem wären landesrechtliche Bestimmungen für amtliche Werke,
die deren Nutzung nicht aus einem öffentlich-rechtlichen Anliegen, sondern aus rein
fiskalischen Gründen beschränken, bereits nach Art. 31, 71, 73 Abs. 1 Nr. 9 GG nichtig, Paul
Katzenberger/Axel Metzger in Schricker/Loewenheim, Urheberrecht 6. Auflage 2020,
UrhG, § 5 Rn. 92.

29 Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/Dirk von Suchodoletz, Offene
Lizenzen für Forschungsdaten, S. 8.
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Regel dem rechtspolitischen Ziel, eine möglichst ungehinderte Weiterver-
wendung der Daten zu ermöglichen.30

III. Lizenzmodelle

In der Praxis haben sich insbesondere die Creative Commons-Lizenzen sowie
die Datenlizenz Deutschland etabliert.31

1. Datenlizenz Deutschland

a) Überblick

Die Datenlizenz Deutschland als Musterlizenz wurde in Zusammenarbeit von
Bund, Ländern und kommunalen Spitzenverbänden einer Empfehlung der
Studie „Open Government Data Deutschland“ folgend32 als empfohlene ein-
heitliche Nutzungsbestimmungen für Verwaltungsdaten in Deutschland ent-
wickelt33 und liegt mittlerweile in Version 2.0 auf Deutsch und Englisch in mit
den beiden Varianten „Datenlizenz Deutschland – Namensnennung“ und
„Datenlizenz Deutschland – Zero“ vor.34

Der sehr knapp gehaltene Text beider Varianten gestattet die Nutzung der
bereitgestellten Daten und Metadaten für die kommerzielle und nichtkom-
merzielle Nutzung, wogegen die Vorgängerversion nur die Weiterverwendung
für nicht-kommerzielle Zwecke erlaubt. Die Variante „Datenlizenz Deutsch-
land – Namensnennung“ verpflichtet den Nutzer zudem, als Quellenvermerk
die Bezeichnung des Bereitstellers nach dessen Maßgabe, den Vermerk auf das
Lizenzmodell mit Verweis auf die URL des Lizenztexts und einen Verweis auf
den Datensatz (URI) beizufügen. Auf Veränderungen, Bearbeitungen, neue

30 Vgl. auch Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand,
S. 41 f.

31 Zu den Open Data Commons-Lizenzen als weiteren Lizenzmodellen siehe Heiko Richter,
DNG, Art. 4 Rn. 252–254; Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die
öffentliche Hand, S. 46 ff.

32 Jens Klessmann/Philipp Denker/Ina Schieferdecker/Sönke E. Schulz, Open Government
Data Deutschland, 2012.

33 Helene Groß in Martini/Thiel/Röttgen, Datenlizenz Deutschland, S. 97 (103).
34 https://www.govdata.de/lizenzen.
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Gestaltungen oder sonstige Abwandlungen ist im Quellenvermerk hinzuwei-
sen.

b) Vor- und Nachteile

Die beiden Versionen der Datenlizenz Deutschland bestechen zumindest auf
den ersten Blick durch ihre Kürze und Verständlichkeit, die sie von den
wesentlich umfangreicheren und rechtstechnischer formulierten Creative
Commons-Lizenzen unterscheidet.35 Allerdings zeigt sich, dass dieser ver-
meintliche Vorteil auch ein erhebliches Maß an Rechtsunsicherheit mit sich
bringt, da weder der rechtliche Status der Nutzungsbedingungen noch der
Umfang der eingeräumten Nutzungsrechte ausdrücklich geregelt werden.

So bleibt unklar, ob es sich bei der Datenlizenz Deutschland um einen pri-
vatrechtlichen Lizenzvertrag oder um öffentlich-rechtliche Nutzungsbestim-
mungen handelt.36 Sollte letzteres der Fall sein, dann wirft dies die Frage auf,
inwieweit die Nutzungsbedingungen eine Bindungswirkung auch für Daten-
empfänger entfalten können, die die Daten online aus dem Ausland abrufen.
Die Unsicherheit über die Rechtsnatur hat zudem zur Folge, dass unklar ist, ob
die den Urheber schützenden urheberrechtlichen Vermutungsregel des § 31
Abs. 5 UrhG einschlägig ist.37

Dies trägt mit dazu bei, dass die Datenlizenz Deutschland zu gravierenden
Unklarheiten hinsichtlich des Umfangs der Nutzungsrechte führt. So wird in
territorialer Hinsicht nicht geregelt, ob die Nutzung nur innerhalb Deutsch-
lands zulässig sein soll, was die Bezeichnung der Lizenz vermuten lassen
könnte,38 aber konträr zu dem Ziel der Förderung des Binnenmarktes wäre.
Falls § 31 Abs. 5 UrhG anwendbar sein sollte, würde auch diese Regelung für
ein enges Nutzungsrechts streiten.

Nicht angesprochen werden zudem die Dauer der eingeräumten Nutzungs-
rechte sowie die Frage der (Un)Widerruflichkeit. Anders als bei urheber-

35 In dem Sinne das im Auftrag des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministeriums ver-
fasste Gutachten Datenlizenzen für Open Government Data, 2019, 31.

36 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 39 f.
37 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 40.
38 In diesem Sinne auch das im Auftrag des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministeri-

ums verfasste Gutachten Datenlizenzen für Open Government Data, 2019, 32: die
Datenlizenzen Deutschland richteten sich „an die Verwaltung in Deutschland als
Lizenzgeber und primär in Deutschland ansässige Nutzerinnen und Nutzer als Lizenz-
nehmerinnen und Lizenznehmer“.
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rechtlichen Nutzungsrechtseinräumungen üblich werden auch Aspekte wie
die (Nicht‐)Ausschließlichkeit der Nutzungsrechte, ihre Übertragbarkeit und
die Unterlizenzierbarkeit nicht geregelt.39 Die gewählten Formulierungen
berücksichtigen auch nicht die Leitlinien der Kommission, wonach der
Lizenzgeber nach Möglichkeit weltweite, unbefristete, lizenzgebührenfreie,
unwiderrufliche und nicht-ausschließliche Nutzungsrechte gewähren sollte.40

Keine Erwähnung findet zudem, in welchem Verhältnis die eingeräumten
Nutzungsrechte zu den urheberpersönlichkeitsrechtlichen Befugnissen der
Urheber ggf. betroffener Werke stehen.41 Vorgesehen ist lediglich eine
Bezeichnung des Bereitstellers nach dessen Maßgabe als Quellenvermerk. Der
nicht näher definierte Bereitsteller wird häufig die datenhaltende öffentliche
Stelle und nicht der Urheber sein. Ein Urheberrecht entsteht immer zugunsten
der Person des Schöpfers (§ 7 UrhG). Dem Dienstherrn stehen an von
Beamten und Angestellten im Rahmen ihrer Dienstaufgaben erstellten Wer-
ken allerdings in der Regel Nutzungsrechte zu (§ 43, § 69 b UrhG).42 Denkbar
wäre auch, dass Dritte ein Werk erstellt haben, z. B. ein Gutachten im Auftrag
einer Behörde verfasst haben, und dann der öffentlichen Stelle daran Nut-
zungsrechte nach § 31 UrhG einräumen. Hier müsste dann im Verhältnis
zwischen dem Urheber und der öffentlichen Stelle geregelt werden, ob im
Falle der Nutzung des Werkes an Dritte eine Urheberbenennung erfolgen soll,
und dies dann ggf. bei der Festlegung des Quellenvermerks berücksichtigt
werden. Unter dem Gesichtspunkt der einfachen Anwendbarkeit wäre hier
eine detaillierte Regelung wünschenswert gewesen. Denn aufgrund der sehr
knappen Fassung läuft das Lizenzmodell Gefahr, dass das Recht auf Urhe-
berbenennung nach § 13 UrhG unterminiert wird.

Unklarheiten bestehen auch hinsichtlich des Gegenstands der Deutschland-
Lizenz. Diese bezieht sich auf die „bereitgestellten Daten und Metadaten“.
Aufgrund der gewählten Formulierung ist nicht auf Anhieb ersichtlich, dass

39 Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/Dirk von Suchodoletz, Offene
Lizenzen für Forschungsdaten, S. 18; Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen
durch die öffentliche Hand, S. 40.

40 Bekanntmachung der Kommission: Leitlinien für empfohlene Standardlizenzen, Daten-
sätze und Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten, 2014/C 240/01, ABl. C
240 vom 24.07.2014, 1 unter 2.3.1.

41 Vgl. auch Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/Dirk von Suchodoletz,
Offene Lizenzen für Forschungsdaten, S. 18.

42 BVerwG ZUM-RD 2016, 265 Rn. 39 – Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste des
Bundestags.
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hierunter auch urheberrechtlich geschützte Texte, Zeichnungen und Video-
aufnahmen fallen.43 Der Wortlaut legt nahe, dass Daten im Sinne von
Datenpunkten und Metadaten den primären Regelungsgegenstand darstellen,
obgleich sie in der Regel nicht urheberrechtlich geschützt sind.44 Somit ist
dieser Anwendungsbereich aus immaterialgüterrechtlicher Perspektive über-
schießend. Einem Bericht im Rahmen einer wissenschaftlichen Konferenz
zufolge war dies in der Tat beabsichtigt. Hintergrund für die Entwicklung
dieser nationalen Standardlizenz sei insbesondere gewesen, dass „die übrigen
gängigen Standardlösungen nicht passten“. Denn, so die Begründung, insbe-
sondere die Creative Commons-Lizenzen setzten einen Inhalt voraus, der dem
Urheberrecht unterliege; es sei in der Praxis aber häufig schwer zu beurteilen,
ob ein Datensatz ein Werk im Sinne des UrhG darstelle. Daher setze die
Datenlizenz Deutschland ein solches Urheberrecht nicht voraus, sondern
knüpfe „lediglich an den Datensatz – und implizit an die Verfügungsberech-
tigung über den Datensatz – an“.45 Es ist sicherlich zutreffend, dass die
Beurteilung, ob ein bestimmter Inhalt die urheberrechtlichen Schutzvoraus-
setzungen erfüllt, in der Praxis schwierig und nicht immer mit der erforder-
lichen Rechtssicherheit möglich ist. Allerdings ist auch zu bedenken, dass die
von der Datenlizenz Deutschland gewählte Lösung, alle bereitgestellten Daten
unabhängig von ihrer Schutzfähigkeit den Vertragsbedingungen zu unter-
werfen, dazu führt, dass bei der Weiterverwendung eigentlich gemeinfreier
Daten die sich aus der Lizenz ergebenden Pflichten hinsichtlich des Quel-
lenvermerks zu beachten sind. Dies kann insbesondere bei einer Kombination
großer Datenmengen aus unterschiedlichen Quellen praktische Probleme
aufwerfen. Insofern entspricht die Datenlizenz Deutschland – Namensnen-
nung in diesem Punkt nicht dem rechtspolitischen Ziel, eine möglichst
ungehinderte Weiterverwendung gemeinfreier Daten zu ermöglichen.46

Zudem ist fraglich, ob dieser Ansatz mit der Zielsetzung des DGA vereinbar ist,
wonach öffentliche Stellen selbst ihnen zustehende immaterialgüterrechtliche
Rechtspositionen in Gestalt des Datenbankherstellerrechts nach Art. 5 Abs. 7
DGA nicht in Anspruch nehmen, um dadurch die Weiterverwendung von

43 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 39.
44 Zu Metadaten Paul Baumann/Philipp Krahn/Anne Lauber-Rönsberg, Forschungsdaten-

management, S. 35.
45 Helene Groß in Martini/Thiel/Röttgen, Datenlizenz Deutschland, S. 97 (103) zu der Vor-

gängerversion.
46 Vgl. auch Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/ Dirk von Suchodoletz,

Offene Lizenzen für Forschungsdaten, S. 7; Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-
Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 41 f.

E. Öffentliche Hand

430 Lauber-Rönsberg



Daten über die im DGA festgelegten Beschränkungen hinaus einzuschränken,
und die ihnen zustehenden Urheberrechte gemäß Erw. 18 aE in einer Weise
ausüben sollen, die eine Weiterverwendung erleichtert. Hier haben die
Creative Commons-Lizenzen eine elegantere Lösung gewählt, indem sie
klarstellen, dass durch die Lizenzvereinbarung keine gesetzlich gestatteten
Nutzungen beschränkt werden sollen (Abschnitt 8.a).

Aufgrund der knappen Ausgestaltung ist darüber hinaus auch unklar, wie sich
weitere Nutzungsbedingungen der datenbereitstellenden Stelle, die sich z. B.
aus deren Internetseite oder den Datensatzbeschreibung ergeben können, wie
z.B. das Verbot zur Nutzung der Daten in diskriminierender Weise, zur
Datenlizenz Deutschland verhalten, da auch diese Frage nicht geregelt wird.47

2. Creative Commons-Lizenzen

a) Überblick

Eine Beschreibung der Creative Commons-Lizenzen erübrigt sich in diesem
Kommentar. Daher sei nur kurz darauf hingewiesen, dass sich die Creative
Commons-Lizenzen u. a. durch ihre weltweite Verbreitung sowie dadurch
auszeichnen, dass sie neben der eigentlichen Lizenzvereinbarung zum einen
auch eine kurze Zusammenfassung (license deed) sowie die einzelnen Ver-
tragsbestandteile symbolisierende Icons nutzt, um die Verständlichkeit zu
erhöhen, und dass zum anderen die Vertragsbedingungen als maschinenles-
barer HTML-Code bereitgestellt werden, der z. B. Suchmaschinen eine gezielte
Suche nach gemeinfreien Inhalten ermöglicht.48

Seit 2013 liegt die vierte Version der Creative Commons-Lizenzen vor, die
nunmehr ausdrücklich auch das Sui-generis-Recht nach Art. 7 Datenbank-

47 Helene Groß in Martini/Thiel/Röttgen, Datenlizenz Deutschland, S. 97 (107) zu der Vor-
gängerversion.

48 Till Kreutzer, Open Content, S. 74 f. Nicht zu verwechseln ist dies allerdings mit der
Anforderung aus Art. 5 Abs. 1, Art. 2 Nr. 13 Open Data-RL/§ 7 Abs. 2, § 3 Nr. 5 DNG,
wonach Daten in maschinenlesbaren Formaten bereitzustellen sind, da sich diese auf die
Daten als solche, die Maschinenlesbarkeit der CC-Lizenzen hingegen nur auf die Ver-
tragsbedingungen bezieht.
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RL49/§ 87a UrhG erfasst und somit die unter der Vorgängerversion bestehende
Regelungslücke schließt.

b) Vor- und Nachteile

Die in älteren Gutachten und Empfehlungen an der CCPL geäußerten Kri-
tikpunkte wurden z.T. mit der seit 2013 vorliegenden Version 4.0 behoben. So
wurde das Datenbankherstellerrecht nach § 87a UrhG in die Lizenz einbe-
zogen und eine offizielle Übersetzung der Vertragstexte ins Deutsche bereit-
gestellt. Bei weiteren Kritikpunkten stellt sich in der Rückschau die Frage, ob
die Kritik tatsächlich berechtigt war. So ist das Bestreben, auch für urheber-
rechtlich gemeinfreie Inhalte Nutzungsbestimmungen zu formulieren,50 aus
heutiger Sicht zweifelhaft, soweit dies die Freiheit der Weiterverwendung der
Daten ohne Rechtfertigung beschränkt. Auch die Schwierigkeit, kommerzielle
von nicht-kommerziellen Nutzungen abzugrenzen (siehe Abschnitt 1.i
Rn. 73 ff.), stellt sich aus heutiger Sicht in Bezug auf Daten der öffentlichen
Hand nicht, da wohl Einigkeit darüber besteht, dass eine Weiterverwendung
auch für kommerzielle Zwecke gestattet sein soll – und auch die Datenlizenz
Deutschland in der 2. Version in diesem Sinne erweitert wurde.

Allerdings werfen die CCPL aus der Perspektive des deutschen Rechts nach
wie vor einige Fragen im Hinblick auf den Haftungs- und Gewährleistungs-
ausschluss, das Attributionserfordernis sowie die Wirksamkeit der CC0 auf. Es
besteht wohl Einigkeit darüber, dass der umfassende Haftungsausschluss nach
§ 276 Abs. 3 BGB unzulässig ist und auch einen Verstoß gegen § 309 Nr. 7 und
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB darstellen kann.51 Auch die Wirksamkeit des Gewähr-
leistungsausschlusses ist umstritten. So wird vertreten, dass dieser nicht mit
dem Leitbild der gesetzlichen Gewährleistung vereinbar sei und daher wegen
unangemessener Benachteiligung gemäß § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam
sei.52 Allerdings kommen dann nach § 306 Abs. 2 BGB die gesetzlichen Vor-
schriften zur Anwendung, d.h. in diesem Fall aufgrund der Unentgeltlichkeit

49 Richtlinie 96/9 vom 11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken, ABl. L
77 vom 27.03.1996, S. 20.

50 Vgl. z. B. Sönke E. Schulz, in: Klessmann/Denker/Schieferdecker/Schulz, Open Government
Data Deutschland, S. 268; Helene Groß in Martini/Thiel/Röttgen, Datenlizenz Deutsch-
land, S. 97 (103).

51 Sebastian Horlacher, Creative Commons-Lizenzen 4.0, S. 137; Gregor Schmid, Nutzung von
„Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 26 f.; siehe auch VorCCPL Rn. 9 ff.

52 Sebastian Horlacher, Creative Commons-Lizenzen 4.0, S. 136; Till Kreutzer, Open Content,
S. 47.
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die schenkungsrechtlichen Gewährleistungsregeln der §§ 521, 523, 524 BGB,
die Haftung des Lizenzgebers auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
beschränken.53 Darüber hinausgehend wird in Bezug auf Datengeber der öf-
fentlichen Hand argumentiert, dass bei der Bestimmung des gesetzlichen
Leitbildes auch zu berücksichtigen sei, dass Erw. 44 der Open Data-RL es
öffentlichen Stellen gestatte, jedwede Haftung in Bezug auf die für die Wei-
terverwendung verfügbar gemachten Dokumente auszuschließen.54 Allerdings
besteht keine solche Regelung im deutschen Recht, so dass das gesetzliche
Leitbild jedenfalls keine normierte Haftungsprivilegierung öffentlicher
Datengeber kennt. Es finden sich nur Konkretisierungen der Sorgfaltspflich-
ten, wie z.B. in § 12 (8) EGovG.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Haftungsrisiken des Datengebers
durch §§ 521, 523, 524 BGB begrenzt werden, die einen angemessenen Inter-
essenausgleich zwischen Datengeber und -nehmer schaffen. Unabhängig
hiervon stellt sich jedoch die Frage, ob öffentliche Stellen die CCPL mit dem
umfassenden Gewährleistungs- und Haftungsausschluss nutzen können, der
trotz seiner rechtlichen Unwirksamkeit allein aufgrund seiner faktischen
Autorität juristisch nicht versierte Datennehmer davon abhalten könnte, ihre
Ansprüche geltend zu machen.55 Um dieses Argument zu entkräften, wurde
nun vorgeschlagen, dass Stellen der öffentlichen Hand bei der Bereitstellung
von Daten einen ergänzenden Hinweis verwenden könnten, dass sie sich nicht
auf die in Abschnitt 5 geregelten unwirksamen Haftungs- und Gewährleis-
tungsausschlüsse berufen werden.56 Dieser Vorschlag, der auch keine unzu-
lässige Abänderung der CCPL gemäß Abschnitt 8.c) darstellt, ist sehr über-
zeugend und stellt ein probates Mittel dar, um die hypothetisch für
Vertragspartner trotz der Unwirksamkeit der Klausel entstehenden Nachteile
zu vermeiden.

Umstritten ist auch die Wirksamkeit der CC0. Diese kann insbesondere dann
vorteilhaft sein, wenn sich die Attribution als sehr aufwändig erweist, z. B. bei
der Auswertung von großen Datenmengen aus verschiedenen Quellen („at-
tribution stacking“). Bei der CC0 handelt es sich nach ihrer Grundkonzeption
nicht um einen Lizenzvertrag, sondern um einen Verzicht auf das Urheber-

53 Sebastian Horlacher, Creative Commons-Lizenzen 4.0, S. 141.
54 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 27.
55 Kritisch daher das im Auftrag des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministeriums

verfasste Gutachten Datenlizenzen für Open Government Data, 2019, 31.
56 Gregor Schmid, Nutzung von „Open Data“-Lizenzen durch die öffentliche Hand, S. 29.
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recht. Allerdings ist dieser Ansatz nicht mit dem deutschen Urheberrechts-
gesetz vereinbar, da das Urheberrecht danach wegen seiner starken persön-
lichkeitsrechtlichen Komponente nicht disponibel ist. Ein Verzicht ist somit
grundsätzlich nicht möglich.57 Daher wird im deutschen Schrifttum mit
überzeugenden Argumenten vertreten, dass der Verzicht nach dem Willen
beider Vertragsparteien als bedingungslose, unwiderrufliche Lizenz sowie eine
Verpflichtung des Rechteinhabers, auf jegliche Rechtsdurchsetzung zu ver-
zichten, auszulegen sei.58 Allerdings wurde diese Argumentation bislang nicht
von der Rechtsprechung bestätigt. Diese verbleibende Rest-Rechtsunsicher-
heit stellt allerdings insbesondere für die öffentliche Hand als Datengeber
keinen Grund dar, auf die Nutzung der CC0 zu verzichten. Denn es liegt in der
Hand der öffentlichen Stelle, es nicht zu einem solchen Rechtsstreit kommen
zu lassen und sich nicht auf die Unwirksamkeit des Verzichts zu berufen.
Zudem wäre es in einem solchen Fall selbst dann, wenn man die CC0 für
unwirksam halten würde, naheliegend, dass die Berufung des Datengebers auf
die Unwirksamkeit der eigenen Erklärung als venire contra factum proprium
gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach § 242 BGB verstoßen würde.
Und schließlich würde sich das Risiko in dem recht unwahrscheinlichen Fall,
dass ein deutsches Gericht die CC0 für unwirksam halten sollte, zulasten des
Datennutzers, nicht des Datengebers auswirken.

Ein weiterer Nachteil ist, dass die Attribution im Rahmen der CCPL-BY recht
kontraintuitiv ausgestaltet ist, da nach Abschnitt 3.a.1.A und nicht nur die
Bezeichnung des Urhebers anzugeben ist, sondern neben dem Copyright-
Vermerk und dem Hinweis auf die vorliegende CCPL auch ein Hinweis auf den
Haftungsausschluss und, soweit vernünftigerweise praktikabel einen URI oder
Hyperlink zum lizenzierten Material beizufügen sind, soweit sie vom
Lizenzgeber dem lizenzierten Material beigefügt wurden, und nach
Abschnitt 3.a.1.C angegeben ist, dass das lizenzierte Material unter der CCPL
steht, und deren Text oder URI oder einen Hyperlink darauf hinzufügen.
Allerdings gilt auch hier, dass die öffentliche Stelle als Datengeber es in der
Hand hat, dass es bei inkorrekter Attribution, weil z. B. ein Link auf den
Lizenztext fehlt, nicht zu einem Rechtsstreit kommt.

57 Alexander Peukert, in: Schricker/Loewenheim, Urheberrecht 6. Auflage 2020, UrhG, Vor
§§ 12 ff. Rn. 11.

58 Sebastian Horlacher, Creative Commons-Lizenzen 4.0, S. 190 ff.; Peter Brettschneider/
Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/ Dirk von Suchodoletz, Offene Lizenzen für For-
schungsdaten, S. 13.
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IV. Zusammenfassung und Fazit

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich die Kürze der Datenlizenz
Deutschland als Nachteil erweist. Unklar bleiben insbesondere die Rechts-
natur der Datenlizenz und der Umfang der eingeräumten Nutzungsrechte.

Unabhängig von dieser konkreten Ausgestaltung ist fraglich, ob die Ent-
wicklung nationaler Standardlizenzen aus rechtspolitischer Sicht sinnvoll ist.
Eine Zersplitterung der Lizenzlandschaft führt zu höheren Transaktionskosten
für Datennutzer durch höhere Aufwände für Informationen. Zudem bergen
divergierende Lizenzen das Risiko von Inkompatibilitäten.59 Ein Bedarf für
nationale Standardlizenzen würde daher primär dann bestehen, wenn keine
bewährten, international anerkannten und verbreiteten Lizenzmodelle zur
Verfügung stehen würden. Mit den CCPL haben sich offene Standardlizenzen
etabliert, die weltweit weite Verbreitung gefunden haben und die trotz der
dargestellten Schwachpunkte auch im deutschen Rechtsrahmen ohne Risiken
für den Datengeber eingesetzt werden können. Die Maschinenlesbarkeit der
Nutzungsbedingungen der CCPL stellt einen weiteren Vorteil dar. Sowohl aus
rechtlichen Gründen als auch aus Praktikabilitätserwägungen sind daher die
Creative Commons-Lizenzen der Datenlizenz Deutschland für die Bereitstel-
lung von Verwaltungsdaten vorzuziehen.60

59 Siehe auch Heiko Richter, DNG, Art. 4 Rn. 263.
60 Ebenso Peter Brettschneider/Alexandra Axtmann/Elisabeth Böker/ Dirk von Suchodoletz,

Offene Lizenzen für Forschungsdaten, S. 20.
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